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Vorwort
Matthias Wierlacher | Vorstandsvorsitzender der Thüringer Aufbaubank

Foto: Die Thüringer Aufbaubank 

in Erfurt
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„Kommunale Bedarfstrends auf den Punkt 
gebracht“ ist der Slogan unseres Kommu-
nalmonitors. Dass Ihre Bedarfe auch ernst 
genommen werden, zeigt die Entwicklung 
unserer Kommunalberatung. 

Im vergangenen Jahr wurde die Beratung der 
Thüringer Aufbaubank für die Kommunen 
in Thüringen als Gemeinschaftsinitiative 
des Thüringer Ministeriums für Inneres und 
Kommunales und der Thüringer Aufbau-
bank in eine neue vierjährige Projektlauf-
zeit überführt. Damit wurde die Pilotphase 
erfolgreich abgeschlossen und die Kommu-
nalberatung ist nun zu unserer großen Freu-
de ein fester Baustein unseres Angebotes 
für die Kommunen. Außerdem behauptete 
der mittlerweile fünfte Kommunalmonitor 
seinen festen Platz in der Jahresplanung 
der Thüringer Kommunen mit einer Rekord-
beteiligung. Die Panelstudie unter Regie der 
TAB fragt seit 2019 jährlich unter anderem 
die Investitionsbedarfe und künftigen Hand-
lungsfelder der Thüringer Kommunen ab. Ob 
Corona, Zinswende oder der Umbruch auf 
den Energiemärkten – die vergangenen fünf 
Jahre waren ereignisreich. Dies spiegelte 

sich auch in den Antworten des jeweiligen 
Kommunalmonitors wider. Die Reaktionen 
auf diese Ereignisse und die Antworten auf 

„Dauerbrenner-Themen“ wie die aktuelle Ge-
samtfinanzsituation, der Bedarf an perso-
nellen Ressourcen oder die Hemmnisse für 
die Investitionstätigkeit generieren einen 
für alle Beteiligten wertvollen Datenbestand. 
Wir haben Ihnen die wichtigsten Erkenntnis-
se sowie Lösungsansätze als Best-Practice-
Beispiele in der vorliegenden Broschüre auf-
bereitet. So bietet diese Publikation einen 
kompakten Überblick über die zentralen 
Herausforderungen für die Thüringer Kom-
munen in den nächsten Jahren.

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre.

Ihr

Matthias Wierlacher, Vorstandsvorsitzender 
der Thüringer Aufbaubank

Fünf Jahre Kommunalmonitor
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Resonanz in  
den Kommunen
Der Kommunalmonitor hat sich für Kom-
munen quer durch Thüringen als fester Be-
standteil ihrer jährlichen Planung etabliert. 
Seit seinem Beginn im Jahr 2019 mit 77 teil-
nehmenden Kommunen* hat die Beteiligung 
fast jedes Jahr zugenommen. Die letzte Aus-

gabe verzeichnete mit 138 Rückmeldungen 
einen neuen Höchststand. Wir freuen uns 
über das Interesse der Kommunen, um mit 
möglichst hoher Repräsentativität die Lage 
in Thüringer Kommunen widerzuspiegeln. 

Erfurt

Foto: Erfurt

*	 Unter	dem	Begriff	„Kommu- 

 nen“  subsummieren wir  

 Gemeinden, Städte,  

 Verwaltungsgemeinschaften  

 und Landkreise.

Resonanz in den Kommunen
Anzahl teilnehmender Kommunen
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Anzahl teilnehmender Kommunen
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Finanzielle Situation in den Kommunen
Selbsteinschätzung 

Foto: Liebfrauenkirche  

Arnstadt
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Um die finanzielle Lage zu bewerten, 

bitten wir die Teilnehmer, diese anhand 

der Schulnoten von 1 bis 5 einzuschät-

zen, was eine subjektive Einschätzu-

ng darstellt, die bewusst nicht an 

spezifische Kennzahlen gebunden ist. 

Dabei ergibt sich durchschnittlich eine  

Bewertung, die einer 4 entspricht, was 

auf eine insgesamt „ausreichende“ 

Gesamtfinanzsituation hinweist. Diese 

Bewertungsspanne ist konsistent mit 

anderen Ergebnissen des Kommunal-

monitors. 

Eine spezifische Ursache für die 

wahrgenommene Finanzsituation – sei 

es durch unzureichende Zuweisungen, 

geringe Steuereinnahmen oder ein 

Ungleichgewicht zwischen Ausgaben 

und Einnahmen – lässt sich daraus 

allerdings nicht direkt ableiten. Gleich 

wohl weisen die Ergebnisse auf eine 

gewisse Krisenresilienz hin, da sich 

die Gesamtfinanzlage trotz der zum 

Teil erheblichen Auswirkungen aus der 

Corona-Pandemie, aber auch der Ener-

giekrise nicht verschlechtert hat.

Die Landkreise zeigen eine konstante 

Einschätzung ihrer Finanzlage als „aus-

reichend“, ähnlich wie im Jahr 2019, 

obwohl es zwischendurch zu einer Ten-

denz hin zu einer „befriedigenden“ Be-

wertung kam. Aktuell findet sich kein 

Landkreis, der seine Finanzen als „sehr 

gut“ bewertet, und mehr als ein Drittel 

stuft sie als „mangelhaft“ ein.

Die Gemeinden haben seit 2019 eine 

positive Entwicklung erlebt, wobei der 

aktuelle Mittelwert eine Tendenz zur 

„befriedigenden“ Finanzlage zeigt. 

Fast zwei Drittel der Gemeinden be- 

werten ihre Situation als „ausreichend“ 

bis „befriedigend“, und jede fünfte  

Gemeinde sieht sie sogar als „gut“ an.

Die Städte hingegen haben seit 2021 

eine Einschätzung, die der der Land-

kreise ähnelt, ohne die gleichen 

Schwankungen zu erfahren.
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Finanzielle Situation in den Kommunen 
Selbsteinschätzung

Mittelwerte | seit 2022 werden diese Daten in Verwaltungsgemeinschaften nicht mehr erhoben

Wie schätzen die Thüringer Kommunen  
ihre eigene finanzielle Situation ein?

Finanzielle Situation  
in den Kommunen
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Aus den Zahlen zur Haushaltssi-
cherung lassen sich nur bedingt 
Rückschlüsse auf die Situation der 
Kommunen ziehen.

Über die letzten fünf Jahre betrachtet, 
lässt sich ein leichter Rückgang des 
Anteils von Gebietskörperschaften 
erkennen, die sich in Haushaltssi-
cherung befinden.

Dieser Trend könnte allerdings auch 
durch Schwankungen beeinflusst 
sein, die darauf basieren, wie das Ver-
hältnis der Kommunen mit und ohne 
Haushaltssicherung ist, die an der 
Umfrage teilgenommen haben.

Kommunen in 
Haushaltssicherung

Anteil der Gemeinden, Städte und Landkreise
mit Haushaltssicherungskonzept

Angaben in Prozent=	freiwilliges	HSK	(2019	nicht	abgefragt) = keine Angabe=	angeordnetes	HSK
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„Stück für Stück, auch mit 
Hilfe vom Bund, muss was 
gegen den Investitionsstau  
getan werden.“

Foto: Veste Wachsenburg  

bei Holzhausen 

Thüringer Aufbaubank:  

Wie	unterstützt	der	Kommunalmonitor	

Ihre politische Arbeit?

Katharina Schenk: Der Kommunalmo-

nitor ist eine wunderbare Datengrund-

lage für uns. Wir führen im Kommunal-

ministerium auch unsere Statistiken, 

die wir bemühen, um unsere Gesetze 

fortzuschreiben und zu entwickeln. Der 

Kommunalmonitor hat durch den Frage- 

bogen aber einen viel direkteren Zu-

gang zur kommunalen Familie.  Durch 

den enorm gesteigerten Rücklauf sieht 

man die Wertschätzung und dass die 

Kommunen gerne darauf antworten.

Zum	 vollständigen	 Video-Interview	 mit	 Ka-

tharina Schenk, auch zur Frage, welche Maß-

nahmen die Landesregierung basierend auf 

den	Ergebnissen	des	Kommunalmonitors	be-

reits	ergriffen	hat,	geht‘s	über	den	QR-Code.
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— Katharina Schenk,  

 

die	Staatssekretärin	für	Kommunales	im	

Thüringer Ministerium für Inneres und 

Kommunales,	spricht	im	Interview	über	

die Bedeutung des Thüringer  

Kommunalmonitors	als	wichtige	

Datengrundlage und die  

Hintergründe für den Start des  

Gemeinschaftsprojektes mit der  

Thüringer Aufbaubank.
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Qualifiziertes  
Personal gesucht

Das Thema „Personelle Ressourcen“ 

ist auch im öffentlichen Sektor von 

zentraler Bedeutung. Generell besteht 

die Notwendigkeit, vakante Stellen 

neu zu besetzen, insbesondere wenn 

bisherige Stelleninhaber in den Ruhe-

stand treten. Zudem ist eine zuneh-

mende Fluktuation zu beobachten, da 

es seltener vorkommt, dass Mitarbeit-

er ihr gesamtes Berufsleben bei einem 

Arbeitgeber verbringen. Angesichts 

neuer Herausforderungen, die auf 

die Kommunen zukommen, wird auch 

außerhalb der traditionellen Verwal-

tungslaufbahnen nach qualifiziertem 

Personal gesucht. Dieses Thema wird 

die Kommunen daher weiterhin inten-

siv beschäftigen und fordern.
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Bedarf an personellen Ressourcen
Personalbedarf in den nächsten drei Jahren

Personalbedarf in den 
nächsten drei Jahren
Der Bedarf an zusätzlichem Personal 

bleibt in strategischen Handlungsfel-

dern bestehen, insbesondere bei der 

Digitalisierung, die nach wie vor hohe 

Priorität genießt. Obwohl die Nachfra-

ge nach geeignetem Personal in den 

Kommunen seit 2022 leicht zurück-

gegangen ist, bleibt sie mit 71 Prozent 

im Vergleich zu anderen Bereichen am 

stärksten ausgeprägt. Besonders be-

merkenswert ist der sprunghafte An-

stieg des Personalbedarfs im Bereich 

Klimaschutz, wo jetzt 52 Prozent der 

Kommunen einen erhöhten Bedarf 

melden.

Die ermittelten Daten zu den perso-

nellen Ressourcen spiegeln die dyna-

mischen Entwicklungen in den Kom-

munen wider, wobei die Befragung 

stets den Bedarf für die kommenden 

drei Jahre fokussiert. Während zu Be-

ginn der Erhebung  interkommunale 

Zusammenarbeit und Gemeindezu-

sammenschlüsse im Fokus standen, 

dominieren nun Digitalisierung und 

Klimaschutz die Agenda.

In der Finanzverwaltung bleibt die 

Integration und das Controlling von 

Fördermitteln ein kontinuierliches 

Thema. Die Umsetzung des § 2b UStG 

ist derzeit von hoher Bedeutung, wird 

aber voraussichtlich nach seiner voll-

ständigen Einführung bis spätestens 

01.01.2025 an Dringlichkeit verlieren.

Im Bereich der Investitionen blei-

ben Themen wie Investitionsplanung  

und Wirtschaftlichkeitsprüfung relativ 

konstant, während der Anstieg im Ge-

bäudemanagement teilweise auf die 

steigenden Energiekosten zurückzu-

führen ist. Zudem spielen die begrenz-

ten Kapazitäten bei den Planungs- 

büros eine entscheidende Rolle für 

die Herausforderungen bei der Pro-

jektumsetzung.

Angaben in Prozent

In welchen Bereichen werden in den nächsten drei Jahren 
zusätzliche personelle Ressourcen gebraucht?

Strategischer Bereich
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Finanzverwaltung

Investitionsbereich



Seite 18 | Trendanalyse 2023

Thüringer Aufbaubank: Frau Greiser, Ihr Landkreis setzt 

sich	stark	für	Klimaschutz	und	erneuerbare	Energien	ein.	

Können	Sie	uns	Ihre	Ziele	in	diesem	Bereich	erläutern?

Peggy Greiser: Selbstverständlich. Unsere Ambitionen 

im Klimaschutz und bei den erneuerbaren Energien sind 

breit gefächert. Wir zielen darauf ab, Kosten zu senken, 

Ressourcen zu schonen und den CO2-Ausstoß zu redu-

zieren. Als öffentliche Hand möchten wir eine Vorreiter-

rolle übernehmen und uns aktiv für den Klimaschutz 

engagieren.

Thüringer Aufbaubank: Wie bewerten Sie Ihre  

Erfahrungen	mit	dem	„KlimaInvest“-Förderprogramm	

der Thüringer Aufbaubank?

Peggy Greiser: Unsere Erfahrungen mit „KlimaInvest“ 

sind größtenteils sehr positiv. Das Programm ergänzt 

andere Förderangebote hervorragend und zeichnet sich 

durch eine vergleichsweise einfache Antragsstellung 

aus. Einziger Wermutstropfen ist die Bearbeitungsdauer 

von neun bis zehn Monaten.

Thüringer Aufbaubank: Hätten Sie bestimmte Investitio-

nen auch ohne die Fördermittel umgesetzt?

Peggy Greiser: Ja, in einigen Fällen, besonders bei not-

wendigen Sanierungen, wo beispielsweise der Einsatz 

Interview mit Peggy Greiser 
zum Klimaschutz im Landkreis Schmalkalden-Meiningen

Im Gespräch mit
Peggy Greiser
Im Interview erzählt Peggy Greiser, Landrätin für den  
Landkreis Schmalkalden-Meiningen, wie sie Fördermittel 
einbindet, um ambitionierte Klimaschutzziele in ihrem 
Landkreis zu erreichen.

„Unsere Ambitionen im 
Klimaschutz und bei den 

erneuerbaren Energien 
sind breit gefächert.“

von LED-Leuchten ohnehin geplant war. Dennoch ist es 

für uns und den Kreistag entscheidend, Fördermittel zu 

nutzen, um Projekte voranzutreiben.

Thüringer Aufbaubank: Welche anderen  

Förderprogramme nutzen Sie noch?

Peggy Greiser: Wir greifen neben „KlimaInvest“ auf ver-

schiedene Programme zurück, darunter die Kommunal-

richtlinie des Bundesumweltministeriums, die BEG EM-

Richtlinie des Bundeswirtschaftsministeriums und den 

Thüringer Klimapakt.



Seite 19

Bild:  

Auf dem Dach des Henfling-Gymnasiums Meiningen  

sorgt	eine	PV-Anlage	für	Energie.

Thüringer Aufbaubank: Wie organisieren Sie das För-

dermittelmanagement im Landratsamt?

Peggy Greiser: Der Aufwand für die Abwicklung der 

Förderanträge ist enorm. Wir haben ein Team aus drei 

Personen, das sich die Arbeit teilt: Technische Aufberei-

tung, Fördermittelbearbeitung und administrativer Sup-

port. Trotz dieser Aufteilung sind die Kapazitätsgrenzen 

erreicht.

Thüringer Aufbaubank: Welche Projekte würden Sie 

anderen	Kommunen	empfehlen?

Peggy Greiser: Besonders stolz sind wir auf unser  

saniertes Verwaltungsgebäude in Meiningen, das durch 

energetische Maßnahmen und eine PV-Anlage effizien-

ter geworden ist. Auch die Grund- und Regelschule „Am 

Pulverrasen“ in Meiningen, mit ihrem digitalen Wärme-

management, und die Umstellung auf LED in einer Mehr-

zweckhalle in Steinbach-Hallenberg sind beispielhafte 

Projekte, die auch für andere interessant sein könnten.

 

Thüringer Aufbaubank:  

Wir danken Ihnen für das Gespräch.
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Bedarf an Investitionsmitteln
Top Ten der Investitionsbedarfe in Kommunen

Top Ten der Investitionsbedarfe in Gemeinden, Städten und Verwaltungsgemeinschaften

An der Spitze der Top Ten der Inves-

titionsbedarfe mit hoher Priorität in 

den Gemeinden, Städten und Verwal-

tungsgemeinschaften hat sich seit 

2019 nichts geändert: „Verkehrsinfra-

struktur“, „Verwaltungsdigitalisierung“ 

und „Brandschutz“ bleiben die wich-

tigsten Investitionsfelder. Diese bele-

gen die Plätze eins bis drei mit einem 

aktuellen Anteil zwischen 54 und 66 

Prozent aller befragten Gemeinden, 

Städte und Verwaltungsgemeinschaf-

ten. Lediglich „Verwaltungsdigitalisie-

rung“ und „Brandschutz“ wechseln in 

diesem Jahr die Plätze. Das erste Mal 

in die Befragung aufgenommen haben 

wir das Investitionsfeld „Erneuerbare 

Energien zur Strom- und Wärmever-

sorgung“. Es belegt mit einem Anteil 

von 51 Prozent Platz vier. Das Inves-

titionsfeld „Sportstätten und Bäder“ 

rückt wieder stärker in den Fokus der 

Investitionsbedarfe: 2023 geben das 

39 Prozent der befragten Kommunen 

an. Im Vorjahr waren es nur 25 Pro-

zent, obwohl es mit 42 Prozent in 

2021 schon einmal größere Bedeu-

tung hatte.

Stadt- und Quartiersentwicklung hat 

im Vergleich zu 2021 leicht an Bedeu-

tung verloren. „Verwaltungsgebäude“ 

haben als Investitionsfeld mit einem 

Anteil von 32 Prozent im Vergleich 

zum Vorjahr (41 Prozent) ebenfalls an 

Bedeutung verloren und liegen nun 

wieder etwa auf dem Niveau von 2021 

(35 Prozent). Ein ähnliches Bild ergibt 

sich für den „Hochwasserschutz“. Die 

Investition in „Kindertagesstätten“ 

rückt über die Jahre 2021 bis 2023 

auch allmählich in den Hintergrund 

und liegt nun bei einem Anteil von 28 

Prozent aller befragten Gemeinden, 

Städte und Verwaltungsgemeinschaf-

ten. 

Der „Ausbau der Breitbandversor-

gung“ ist vielen Kommunen über die 

letzten drei Jahre weniger wichtig 

geworden. Nur noch 28 Prozent rech-

nen dem „Ausbau der Breitbandver-

sorgung“ eine hohe Priorität in ihrer 

Investitionstätigkeit zu, in den Vor-

jahren sahen hier 37 bzw. 38 Prozent 

hohe Priorität.
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Höchste Wichtigkeit für Landkreise Kreditfonds als Lösungsansatz

Für die meisten Landkreise bleiben 

die Investitionen in Verwaltungsdigi-

talisierung seit drei Jahren prioritär, 

mit über 80 Prozent Zustimmung in 

2022 und 2023. Während die Schul-

investitionen, die 2021 und 2022 

noch auf dem zweiten Platz waren, 

2023 von der Verkehrsinfrastruktur 

überholt wurden, die nun von 73 Pro-

zent der Landkreise priorisiert wird. 

Die Schulen sind jetzt auf Platz vier  

(64 Prozent) gleichauf mit Verwaltungs-

gebäuden, die 73 Prozent Zustimmung  

erhalten.

Das Investitionsfeld „Erneuerbare 

Energien zur Strom- und Wärmeversor-

gung“ wurde neu in die Befragung auf-

genommen und erreicht mit 46 Prozent 

Platz fünf. Der Straßenpersonennah-

verkehr und die Breitbandversorgung 

haben an Priorität verloren, wobei die 

Zustimmung von einst 50 Prozent auf 

36 Prozent bzw. von 70 Prozent auf 27 

Prozent sank. 

Kulturelle Investitionen gewinnen hin-

gegen an Bedeutung. Sie sind von 10 

Prozent in 2021 auf 27 Prozent ange-

stiegen.

2022 gaben die Kommunen mit einer 

Zweidrittelmehrheit an, dass ein re-

volvierender Kreditfonds ein sinnvol-

ler Lösungsansatz sein kann, um über 

zinsverbilligte Kredite die notwendi-

gen Eigenanteile zur Umsetzung von 

Investitionen zu finanzieren. In 2023 

bestätigten die Kommunen diese For-

derung und meldeten eine notwendige 

Inanspruchnahme bereits in 2024.

Bild: Ziemestalbrücke  

Gemeinde Remptendorf

1893 bis 1895 erbaut
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Fünfjahreshorizont
Investitions- 
mittelbedarf

Hohe Wichtigkeit – TOP TEN

Angaben in Prozent 

* wurde 2023 erstmals gefragt

= 2021

= 2019

= 2022

= 2020

= 2023

Gemeinden, Städte und  
Verwaltungsgemeinschaften
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Landkreise

Die Digitalisierung der Verwaltung ist eine 
Herausforderung für Kommunen, bei der 

sie vom Thüringer Finanzministerium 
(TFM) unterstützt werden. Im Inter-

view mit Holger Hartwig, Informa-
tionssicherheitsbeauftragter 

des Freistaates Thüringen, und 
Linda-Louise Harzer vom TFM, 

sprechen wir über interkom-
munale Zusammenarbeit 

im Kontext der Digitali-
sierung und Unterstüt-
zungsangebote für  
E-Government-Dienste.



Rubrik Titel
Rubrik Unteritel

„Digitalisierung  
ist ein komplexes  
Puzzle. Um Medien- 
brüche zu  
vermeiden und die 
IT-Vielfalt zu über-
winden, bieten wir 
den Kommunen 
gezielte Unterstüt-
zung an.“
—	Linda-Louise	Harzer

Linda-Louise Harzer 
& Holger Hartwig
vom Thüringer Finanzministerium, im Gespräch  
mit Dr. Volker Schaedel über Digitalisierung  
in Thüringer Kommunen

Bild:

Straßennetz von Gera
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Holger Hartwig:

Gerne. Das TFM unterstützt die Kommunen beim Aus-

bau zentraler und einheitlicher digitaler Angebote. Ein 

wesentlicher Bestandteil ist dabei die Unterstützung bei 

der Implementierung von Antragsstrecken in ThAVEL, ei-

nem bereits etablierten, aber noch zu wenig genutzten 

Online-Portal für Verwaltungsdienstleistungen. Für das 

Haushaltsjahr 2023 haben wir über eine Million Euro 

bereitgestellt, um die Nutzung von ThAVEL in den Kom-

munen zu fördern, das System auszubauen und an ihre 

spezifischen Bedürfnisse anzupassen. Insgesamt ste-

hen zehn Millionen Euro zur Förderung der Kommunen 

zur Verfügung. Wir möchten die Kommunen ermutigen, 

Schritt für Schritt ihre Scheu vor der Digitalisierung zu 

verlieren, ohne sie dabei zu überfordern.

Linda-Louise Harzer:

Die Hauptherausforderungen liegen in der Komplexität 

der Verwaltungsdigitalisierung, der Nachnutzbarkeit 

von digitalen Angeboten, der End-to-End-Digitalisie-

rung und natürlich in den Bereichen Datenschutz und IT- 

Sicherheit.

Holger Hartwig:

Ein einheitliches Vorgehen und die Bildung von inter-

kommunalen Kooperationen sind unverzichtbar. Thü-

ringen hat bereits erfolgreiche Kooperationen von Ge-

meinden finanziell unterstützt, wie beispielsweise das 

E-Government-Serviceteam der Landkreise Nordhausen, 

Kyffhäuserkreis und Unstrut-Hainich. Wichtig sind auch 

Schulungen für Mitarbeiter und die Nutzung vorhande-

ner Hilfsangebote. 

Dr. Volker Schaedel:

Herr Hartwig, als Referatsleiter und Informationssicher-

heitsbeauftragter des Freistaats Thüringen sind Sie 

tief	in	die	Digitalisierung	der	Kommunalverwaltung	in-

volviert.	Können	Sie	uns	einen	Einblick	in	die	Rolle	des	

Thüringer	Finanzministeriums	(TFM)	bei	diesem	Prozess	

geben?

Dr. Volker Schaedel:

Welche Herausforderungen sehen Sie aktuell für die  

Kommunen	in	der	Digitalisierung?

Dr. Volker Schaedel:

Frau Harzer, könnten Sie uns erläutern, welche spezi-

fischen	Aufgaben	die	Kommunen	im	Rahmen	der	OZG-

Umsetzung übernehmen müssen?

Dr. Volker Schaedel:

Welche	praktischen	Tipps	können	Sie	den	Kommunen	 

aus Ihren Erfahrungen mitgeben?

Linda-Louise Harzer:

Sicher, bis zum 24. Januar 2024 planen wir, 210 Online-

dienste in Thüringen bereitzustellen. Zusätzlich sind wir 

Teil der bundesweiten Initiative „Einer-für-Alle“. Dabei 

beteiligen wir uns an sieben Nachnutzungsprojekten, die 

sich aktuell in der Umsetzungsphase befinden. Dieser 

Ansatz ermöglicht es uns, für ähnliche Anforderungen 

einheitliche Lösungen auf Bund- und Länderebene zu ent-

wickeln, anstatt dass jede Verwaltung individuell vorgeht.

Holger Hartwig:

Es ist wichtig zu betonen, dass die Digitalisierung eine 

kontinuierliche Aufgabe ist. Wir müssen stets voraus-

denken. Die Prozesse verbessern sich ständig, und mit 

neuen Gesetzen kommen auch neue Herausforderungen 

in der Umsetzung. Dies wird uns in den nächsten Jahren 

intensiv beschäftigen. Wir müssen bedenken, dass die 

Umsetzung von Gesetzen mit der technologischen Ent-

wicklung und der Gesetzgebung Schritt halten muss.

Linda-Louise Harzer:

Die Kommunen tragen die Verantwortung für die Digi-

talisierung ihrer eigenen Satzungsleistungen. Zudem 

werden Leistungen im übertragenen Wirkungskreis 

unter der Leitung des jeweils zuständigen Ressorts digi- 

talisiert. Das umfasst auch Leistungen, die im eigenen 

Wirkungskreis der Kommunen liegen und auf Bundesge-

setzen basieren. In unserem mehrstufigen Verwaltungs-

system ist es vorteilhaft, wenn nicht jede Kommune 

isoliert handelt, sondern das Land konkrete Handlungs-

vorschläge unterbreitet. Wir beobachten, dass die Kom-

munen diese Unterstützung sehr schätzen. Ein reger 

Austausch untereinander ist ebenfalls wichtig und trägt 

zur Verbesserung der Zusammenarbeit bei.

Dr. Volker Schaedel:

Könnten	Sie	uns	einen	Überblick	über	den	Stand	der	

Umsetzung	des	Onlinezugangsgesetzes	(OZG)	in	 

Thüringen geben?
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Dr. Volker Schaedel:

Herr Hartwig, wie wichtig ist die interkommunale  

Zusammenarbeit	im	Kontext	der	Digitalisierung?

Holger Hartwig:

Die interkommunale Zusammenarbeit ist absolut grund-

legend. Sie ermöglicht es uns, einheitliche digitale An-

gebote zu entwickeln und bestehende Prozesse nicht 

nur zu digitalisieren, sondern auch zu optimieren. Diese 

Art der Zusammenarbeit trägt wesentlich zur behörden-

übergreifenden IT-Koordinierung und Standardisierung 

bei. Ein weiterer entscheidender Vorteil ist die Möglich-

keit zur Personaleinsparung, was für den langfristigen 

Betrieb dieser Systeme unerlässlich ist. Insgesamt hilft 

die interkommunale Kooperation dabei, effiziente und 

Dr. Volker Schaedel

Referent	im	Bereich	Kommunalberatung	/	 

Öffentliche	Kunden	und	Wohnungswirtschaft	 

der Thüringer Aufbaubank

Linda-Louise Harzer

Referentin des Finanzministeriums

Kommunale Zusammenarbeit 
ist das A und O der Digitali-

sierung. Nur gemeinsam  
können wir die Digitalisierung 

wirklich auf die Straße  
bringen und in den  

Alltag integrieren.
— Holger Hartwig
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Dr. Volker Schaedel:

Herr Hartwig, könnten Sie uns einen Einblick geben, wie 

eine Beratung durch Ihr Team aussieht? Wann sollten 

sich	die	Kommunen	an	Sie	wenden?

Dr. Volker Schaedel:

Frau	Harzer,	können	Sie	uns	sagen,	wo	Kommunen	in	

Thüringen zusätzliche Unterstützung für ihre Digitalisie-

rungsbemühungen	finden?

ThAVEL, das „Thüringer Antragssystem für  

Verwaltungsleistungen“, ist ein Online-Portal  

der Thüringer Landesverwaltung für verschiedene 

digitale Verwaltungsdienstleistungen. Es vereinfacht 

den Zugang zu E-Government-Diensten wie E-Payment 

und Servicekonten. Weitere Informationen finden  

Sie unter ThAVEL-Portal.

ThAVEL

Thüringer Antragssystem für  
Verwaltungsleistungen

Holger Hartwig

Informationssicherheitsbeauftragter  

des Freistaats Thüringen

nachhaltige Strukturen zu schaffen.

Holger Hartwig:

Natürlich. Unsere Beratungen fokussieren sich darauf, 

wie Digitalisierung sowohl gegenüber den Bürgern als 

auch innerhalb der Verwaltung umgesetzt werden kann. 

Es geht hierbei nicht um den einfachen Austausch von 

Technik. Nehmen wir beispielsweise ein Antragsver-

fahren, das online abgewickelt werden soll, wie etwa 

Baumfällgenehmigungen oder Brauchtumsfeuer-An-

meldungen. Ziel ist es, solche Prozesse zu digitalisie-

ren, sodass sowohl Bürger als auch Verwaltung Zeit und 

Aufwand sparen. Es handelt sich also um weit mehr als 

nur das Einscannen eines Word-Dokuments; es geht 

um eine tiefgreifende Transformation der Verwaltungs-

prozesse. Kommunen sollten sich an uns wenden, wenn 

sie solche Digitalisierungsprozesse planen und dabei 

eine effiziente und bürgerfreundliche Lösung anstreben. 

Linda-Louise Harzer:

In Thüringen unterstützt die KIV (Kommunale Informa-

tionsverarbeitung Thüringen GmbH) als zentraler IT-

Dienstleister die Kommunen umfassend. Die KIV berät 

nicht nur, sondern stellt auch einheitliche Lösungen 

bereit. Aktuell befindet sich die KIV im Aufbau mit dem 

Ziel, den gesamten IT-Bedarf der Kommunen abzude-

cken. Wir sind noch mitten im Prozess und haben unser 

Ziel noch nicht vollständig erreicht, aber wir sind auf ei-

nem guten Weg dorthin.

Dr. Volker Schaedel:

Ich danke Ihnen für das Gespräch.

— Thüringer Aufbaubank | 26.01.2024
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Zukünftiger Investitionsbedarf  
pro Jahr (2024–2026)

Seit 2019 erheben wir von den Kom-

munen Daten zu ihren zukünftigen 

Investitionsbedürfnissen im Rahmen 

ihrer mittelfristigen Finanzplanung. Die 

Kommunen sind aufgefordert, den not-

wendigen Investitionsbedarf für die 

kommenden Jahre zu benennen, der er-

forderlich ist, um bestehende Defizite 

zu beheben. Diese Angaben basieren 

üblicherweise auf den Daten der Fach-

abteilungen, die zu Beginn der Haus-

haltsplanung an die Finanzverwaltung 

weitergeleitet werden. Da jedoch nicht 

immer ausreichende finanzielle Mittel 

zur Verfügung stehen, um alle geplan-

ten Investitionen zu realisieren, fragen 

wir zusätzlich nach den im Haushalt 

verankerten Investitionsbedarfen. Aus 

der Differenz dieser Angaben lässt sich 

der zusätzliche Investitionsbedarf ab-

leiten.

In den letzten Jahren lag der ermittel-

te Investitionsbedarf für die folgenden 

drei Jahre kontinuierlich über 1 Milliar-

de Euro jährlich. Bei der letzten Erhe-

bung betrug er ca. 1,3 Milliarden Euro, 

wobei 360 Millionen Euro auf die Land-

kreise und 961 Millionen Euro auf die 

Gemeinden, Städte und Verwaltungs-

gemeinschaften entfielen. Die Tendenz 

zeigt, dass die Kommunen weiterhin ei-

nem hohen Investitionsbedarf gegen-

überstehen, der sich trotz aller Bemü-

hungen nicht verringert. Verstärkt wird 

diese Situation durch steigende Preise 

in allen Bereichen sowie zunehmende 

Standards und Anforderungen, die zu-

sätzlichen finanziellen Druck erzeugen.

Zukünftiger Investitionsbedarf 
2024–2026

Landkreise

G
em

ei
nd

en
, S

tädte & Verwaltungsgemeinschaften

360 Mio. €

961 Mio. €

1.321 Mio. €
Investitionsbedarf
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Bild: Talsperre Schmalwasser

bei	Tambach-Dietharz	im	Landkreis	Gotha



Seite 30 | Trendanalyse 2023



Seite 31

Einer erfolgreichen Umsetzung von In-
vestitionen in den Kommunen stellen 
sich verschiede Hemmnisse in den Weg. 
Unverändert seit 2021 – und damit die 
zentralen Herausforderungen der Kom-
munen – sind die Verfügbarkeit von 
Fördermitteln und Eigenmitteln. Mehr 
als zwei Drittel der befragten Kommu-
nen sieht darin Hemmnisse. Die Verfüg-
barkeit finanzieller Mittel bestimmt die 
Handlungsspielräume der Kommunen 
bei der Verwirklichung von Investitio-
nen. Aber es gibt noch weitere Hemm-
nisse, die Einfluss auf das Investitions-
management in den Kommunen haben. 
Die Verfügbarkeit von Planungskapa-
zitäten in der Bauverwaltung und die 
Verfügbarkeit von Zuweisungen stel-
len sich für etwas mehr als die Hälfte 
der befragten Kommunen in 2023 als 
Hemmnisse dar. Sie stehen damit an 
dritter und vierter Stelle aller abge-
fragten Hemmnisse. Der Anteil bei der 
Verfügbarkeit von Zuweisungen ging al-
lerdings von 70 Prozent (2022) auf 51 
Prozent (2023) zurück.

Bei den Ausführungskapazitäten in der 
Bauwirtschaft scheint es eine leichte 
Entspannung zu geben. Der Anteil der 
Kommunen, die hierin Hemmnisse se-
hen, geht von 77 Prozent in 2022 auf 
aktuell 49 Prozent zurück. Im Ranking 
der Hemmnisse nimmt dieser Punkt 
Platz fünf ein. Entwarnung kann ange-
sichts des immer noch hohen Prozent-
satzes jedoch nicht gegeben werden. 
Auf Platz sechs rückt mit einem Anteil 
von 47 Prozent die Verfügbarkeit von 
Projektsteuerungskapazitäten in der 
Bauverwaltung vor. 

Generell zeigt sich über den Betrach-
tungszeitraum, dass die Rückmeldun-
gen zu Investitionshemmnissen zurück-
gegangen sind. 

Bild: Friedrichroda



Verfügbarkeit von  

Eigenmitteln

Verfügbarkeit von  

Fördermitteln

Verfügbarkeit von  

Zuweisungen

Dauernde  

Leistungsfähigkeit

Ausführungskapazitäten 

in der Bauwirtschaft

Verfügbarkeit von Planungs- 

kapazitäten in der Bauverwaltung

Begrenzte  

Kreditaufnahmemöglichkeit*

1008070 906040 50302010

57

44

50

54

54

57

54

68

48

59

77

49

64

51

53

53

41

64

57

48

70

51

71

74

67

93

69

83

86

84

90

67

Seite 32 | Trendanalyse 2023

Hemmnisse der Investitionstätigkeit

Hemmnisse der  
Investitionstätigkeit I

Alle befragten Kommunen im Überblick

= 2021

= 2019

= 2022

= 2020

= 2023

Angaben in Prozent
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Hemmnisse der  
Investitionstätigkeit II

Alle befragten Kommunen im Überblick

= 2021

= 2019

= 2022

= 2020

= 2023

Angaben in Prozent
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Kommunalmonitor Thüringen 
Aktuelle Themen 

Neben den regelmäßigen Fragen zur 

Investitions-, Personal- und Finanz-

situation ergänzen wir seit 2020 die 

Umfrage um anlassbezogene Themen 

sowie um Detailfragen zu den gemel-

deten generellen Bedarfen. 

In 2020 und 2021 lag der Fokus hier-

bei u.a. auf den Auswirkungen der 

Corona-Pandemie sowie auf den  

genauen Bedarfen im Bereich der 

Straßeninfrastruktur, der Wohnungs-

wirtschaft sowie der Digitalisierung 

und der notwendigen Investitionen in 

Kindertageseinrichtungen. 

Im Jahr 2022 rückten die Entwicklun-

gen bei Energie- und Baupreisen in 

den Mittelpunkt, ein Thema, das auch 

2023 weiter virulent war. Zusätzlich 

wurden vertiefende Fragen zu Förder-

mittelmanagement und zinsverbillig-

ten Kreditprogrammen gestellt. Beson-

dere Aufmerksamkeit erhielten 2023 

die Wärmeversorgung kommunaler 

Gebäude und die Implementierung 

kommunaler Photovoltaikanlagen.

Die Detailergebnisse zu den Zusatz-

fragen finden Sie in der jeweiligen 

Ausgabe des Kommunalmonitors. 

Im Folgenden präsentieren wir Ihnen  

einige dieser Themen, die, wie unsere 

Umfragen zeigen, nachhaltig relevant 

bleiben.
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Bild: Universitätsbibliothek & Limona 

Bauhaus-Universität	Weimar
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Aktuelle Themen 
Straßeninfrastruktur & Kindertagesstätten

Gesamtübersicht aller Gemeinden, Städte und Verwaltungsgemeinschaften

Investitionsbedarf bei der  
Straßeninfrastruktur

Stand des Aus- und Neubaus der Straßen der Gemeinden,  
Städte und Verwaltungsgemeinschaften in Kilometern

Prozentualer Anteil des Aus- oder Neubaus der Straßeninfrastruktur

Insgesamt verfügen die im Kommunalmo-

nitor 2021 befragten Gemeinden, Städte 

und Verwaltungsgemeinschaften über ein 

Straßennetz von 5.770 km Länge. Fast 50 

Prozent wurden vor mehr als 30 Jahren neu 

errichtet, grundhaft ausgebaut oder erst-

malig hergestellt. Berücksichtigt man darü-

ber hinaus die 23 Prozent der Straßen, die 

mindestens 20 Jahre alt sind, besteht in den 

kommenden Jahren ein sehr hoher Investi-

tionsbedarf für die Erneuerung der Thüringer 

Straßeninfrastruktur.

N=64 befragte	Gemeinden,	Städte	und	Verwaltungsgemeinschaften	im	Kommunalmonitor	2021

befragte	Gemeinden,	Städte	und	VGs	im	Kommunalmonitor	2021N = 64
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Investitionsbedarf bei  
Kindertagesstätten

Hoher Sanierungsbedarf in Kitas

Die Kommunen, die an der Befragung 

im Kommunalmonitor 2021 teilge-

nommen haben, geben an, dass die 

Hälfte des Objektbestandes der Kitas 

seit 1990 grundhaft saniert oder neu 

gebaut wurde. Für die Sanierung der 

Objekte müssen in den kommenden 

Jahren adäquate Mittel bereitgestellt 

werden.

Anzahl der Kita-Plätze

Rund 15 Prozent der vorhandenen 

Kita-Plätze waren zum Zeitpunkt der 

Befragung für den Kommunalmonitor 

2021 nicht belegt. Obwohl lokale Un-

terschiede im Belegungsgrad und am 

Erweiterungsbedarf des Angebots von 

Kita-Plätzen bestehen, die hier nicht 

sichtbar gemacht werden können, 

schien das Angebot an Kita-Plätzen im 

Jahr 2021, landesweit betrachtet, aus-

reichend zu sein. Interessant wäre ein 

Vergleich zum Stichtag 01.03.2024.

Investitionsbedarf bei Kindertagesstätten
Gesamtübersicht aller Gemeinden, Städte und Verwaltungsgemeinschaften

Anzahl der von den Kommunen  

angegebenen Kitas gesamt:

Anzahl der von den Kommunen  

angegebenen Kita-Plätze gesamt:

Anteil der sanierten 

oder neu gebauten 

Kitas in Prozent:

Belegungsgrad der  

vorhandenen Kita-Plätze:

Anzahl der 
Kitas in den 
Kommunen

vorhandene 
Kitaplätze

davon seit 1990 
grundhaft saniert 
oder neu gebaut

belegte Plätze
zum Stichtag
01.03.2021

Bedarf an
Kita-Plätzen

zusätzlicher
Bedarf: 2 %

33.046

28.046

befragte	Gemeinden,	Städte	und	Verwaltungsgemeinschaften	im	Kommunalmonitor	2021
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Aktuelle Themen 
Baupreisentwicklung und Investitionstätigkeit

Zusammenfassung

Baupreisentwicklung und  
Investitionstätigkeit

Erwartete Auswirkungen der Baupreisentwicklung auf die Investitionstätigkeit  
aller befragten Kommunen 2023  
N=118 Angaben in Prozent

Rund 62 Prozent aller befragten Kom-

munen sieht Auswirkungen der Bau-

preisentwicklung auf ihre aktuelle 

Investitionstätigkeit. Das sind 26 

Prozent weniger als im vergangenen 

Jahr. Vermutlich hängt das damit zu-

sammen, dass sich mittlerweile für 

viele Kommunen die befürchteten 

Auswirkungen eingestellt haben und 

sie deshalb diese Frage nicht mit „ja“ 

beantworten können. Der Anteil derer, 

die keine Auswirkungen erwarten oder 

dies nicht abschätzen können, bleibt 

in etwa gleich. Allerdings machen in 

der aktuellen Befragung 24 Prozent 

dazu keine Angaben. Etwa zwei Drittel 

der Kommunen sehen vor allem die 

folgenden drei Auswirkungen:

▸ nicht alle Investitionen können   

 umgesetzt werden

▸ geplante Investitionen müssen   

 verschoben werden

▸ bewilligte Fördermittel für geplante  

 Maßnahmen reichen nicht aus 

Vor allem die Gemeinden erwarten 

Auswirkungen auf ihre Investitionstä-

tigkeit, fast drei Viertel geben das an. 

Mehr als drei Viertel der Gemeinden be-

obachten die folgenden Auswirkungen: 

▸ geplante Investitionen müssen  

 verschoben werden

▸ nicht alle Investitionen können   

 umgesetzt werden

▸ es werden weniger Angebote von   

 Bieter*innen abgegeben
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Angaben zu den Strom- und Gaspreisen, 
die in den Jahren 2021 und 2023 je 
KWh entrichtet werden mussten, haben 
nur 64 Kommunen gemacht. Dement-
sprechend liegt die Steigerung bei den 
Strompreisen in diesem Vergleichszeit-
raum bei rund dem 1,6-Fachen des Prei-
ses von 2021 und bei den Gaspreisen 
sogar bei rund dem 2,5-Fachen. 

Auch wenn nicht alle Kommunen ihre 
Preise offengelegt haben, zeigt die-
ses Ergebnis doch, mit welchen hohen 
Mehrkosten sich die Kommunen mitt-
lerweile auseinandersetzen müssen.

Durchschnitt 
Strom- und  
Gaspreis in 
Cent/KWh

Gaspreis

Alle befragten Kommunen  
im Überblick

34.355 Cent/KWh

21.966 Cent/KWh

2023

2021

5.897 Cent/KWh

2021

14.932 Cent/KWh

2023

Aktuelle Themen 
Strom- & Gaspreisentwicklung
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Strompreis

Alle befragten Kommunen  
im Überblick

Bild:  

Windpark im Werratal 
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Dr. Carsten Rieder, Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
des Gemeinde- und Städtebundes Thüringen über  
Personalbedarf, „Investitionsfonds“ und wie der  
Kommunalmonitor die Weichen stellt für zielorientierte  
Investitionen in Thüringer Kommunen

Beitrag von  
Dr. Carsten Rieder

Thüringer Aufbaubank:	Herr	Dr.	Rieder,	den	Kommunalmo-

nitor	gibt	es	jetzt	seit	fünf	Jahren.	Wie	beurteilt	der	Gemein- 

de-	und	Städtebund	Thüringen	den	Kommunalmonitor?

Dr. Rieder: Der Kommunalmonitor ist für die Gemeinden 

und Städte in Thüringen eine unverzichtbare Studie zur 

Ermittlung der Investitionsbedarfe. Mit seiner Einfüh-

rung hat die Thüringer Aufbaubank eine Vorreiterrolle 

übernommen, weil es keine vergleichbare Auswertung 

auf der Ebene eines einzelnen Bundeslandes gibt. Ich 

kann Ihnen bestätigen, dass nicht wenige Kommunalex-

pertinnen und -experten in den anderen Bundesländern 

etwas neidisch auf die frühzeitige Verfügbarkeit der 

jährlichen Auswertungen und die Signale schauen, die 

den Daten entnommen werden können.

Thüringer Aufbaubank: Warum	sollten	sich	die	Kom-

munen an der Umfrage beteiligen, auch wenn es einen 

gewissen Aufwand für alle Beteiligten darstellt?

Dr. Rieder: Der bedarfsorientierte kommunale Finanzausgleich 

in Thüringen wird zwar von der Landesregierung ermittelt. Da-

bei blickt sie aber nur auf die tatsächlichen Ausgaben der letz-

ten Jahre zurück. Der Kommunalmonitor ist daher eine wichtige 

Ergänzung, um zu erkennen, wie die Zukunftsperspektive aus-

sieht und wie groß der Investitionsstau ist, d.h. wie viel zusätz-

licher Mittel es für welche Bereiche bedarf. Zudem steht der 

Kommunalmonitor für eine ausgewogene Beurteilung der Situ-

ation, weil es sich um Fördermittelexpertinnen und -experten 

einer Landesgesellschaft handelt, die nicht im Verdacht ste-

hen, ein Gefälligkeitsgutachten für die Kommunen zu erstellen.

Bild:  

Altstadt von Erfurt



Seite 43

Thüringer Aufbaubank: Die Deckung des Personalbe-

darfs ist, wie in allen Bereichen, schwierig, obwohl die 

Tarifabschlüsse der letzten Jahre die Attraktivität der 

öffentlichen	Hand	als	Arbeitgeber	erhöht	haben.	Wie	

beurteilen Sie die zukünftige Lage?

Dr. Rieder: Die Tarifabschlüsse haben in jüngster Zeit 

das Vergütungsniveau in den Kommunen attraktiv ge-

staltet. Das stellt die kommunalen Haushalte vor eine 

große Belastungsprobe. Richtig ist aber, dass alle kom-

munalen Ebenen im Wettbewerb um die klügsten Köpfe 

und engagiertesten Mitarbeitenden stehen. Gerade mit 

Blick auf technische und digitalisierungsaffine Berufe 

wird es aber kaum einen Überbietungswettbewerb mit 

der Privatwirtschaft geben können. Es gilt vielmehr, die 

Vorzüge des öffentlichen Dienstes herauszustellen. Des-

halb stellt die Personalentwicklung einen Schwerpunkt 

in der Arbeit des Gemeinde- und Städtebundes Thürin-

gen dar.

Thüringer Aufbaubank: Der Investitionsbedarf für die 

kommenden drei Jahre liegt bei Städten und Gemeinden 

bei ca. 1,3 Milliarden Euro pro Jahr. Allerdings kkönnen 

die	Kommunen	davon	nur	rund	40%	aufbringen.	Damit	

ist ersichtlich, dass der Investitionsstau weiter steigt. 

Helfen da nur mehr Mittel oder sind es auch Rahmenbe-

dingungen, die zu ändern sind?

Dr. Rieder: An erster Stelle steht die Verfügbarkeit zu-

sätzlicher Investitionsmittel. Denn die Thüringer Ge-

meinden und Städte sind im bundesweiten Vergleich 

gemeinsam mit denen in Mecklenburg-Vorpommern die 

finanzschwächsten. Die im Vergleich zu anderen Bun-

desländern fehlende Steuerkraft lässt sich kurzfristig 

nur durch eine Aufstockung der Landesmittel ausglei-

chen. Zudem ist gerade im Bereich der Investitionsmit-

tel die Baupreisexplosion nicht ausreichend vom Land 

berücksichtigt worden. Hinzu kommt ein notwendiger 

Bürokratieabbau, insbesondere in den Förderverfahren 

der Landesprogramme. Hier sollte das Land seinen Ge-

staltungsspielraum zur Steigerung der Investitionstä-

tigkeit nutzen und den Kommunen größeres Vertrauen 

schenken.

— Dr. Carsten Rieder

Thüringer Aufbaubank: Durch	die	Umfrage	des	Kom-

munalmonitors hat die Landespolitik dieses Thema 

aufgegriffen	und	den	„Investitionsfonds“	auf	die	poli-

tische	Agenda	gesetzt.	Obwohl	viele	Beteiligte	dieses	

Instrument befürworten, lässt die Umsetzung auf sich 

warten. Woran hakt es aus Ihrer Sicht?

Dr. Rieder: Der Investitionsfonds kann einen wichtigen 

Baustein darstellen. Voraussetzung ist, dass er neben 

Darlehen auch direkte Zuschüsse an die Gemeinden und 

Städte vorsieht, weil viele Gebietskörperschaften auf-

grund ihrer angespannten Haushaltssituation nicht über 

die notwendige Voraussetzung für eine Kreditaufnahme 

– eine ausreichende dauernde Leistungsfähigkeit – ver-

fügen. Offenbar ist die Dramatik der anstehenden Trans-

formationsaufgabe zum Umbau der Infrastruktur in Rich-

tung Energieunabhängigkeit und Klimaneutralität noch 

nicht bei allen Entscheidungsträgern angekommen. 

Neben den immensen Herausforderungen zur Erhaltung 

der kommunalen Infrastruktur kommen aktuell neue 

Mammutaufgaben hinzu, die sie ohne stabile finanzielle 

Unterstützung von Bund und Land nicht stemmen kön-

nen. Neue Aufgaben erfordern frisches Geld! 

Thüringer Aufbaubank: Vielen Dank für das Gespräch.

Der Kommunalmonitor ist 
für die Gemeinden und 

Städte in Thüringen eine  
unverzichtbare Studie zur  

Ermittlung der  
Investitions- 

bedarfe.
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„Wir klären mit dem  
Kommunalmonitor  
nicht nur über  
Bedarfe auf,  
sondern fangen  
auch an, an den  
richtigen Stellen  
über Lösungsansätze  
zu diskutieren.“
Bild: Rennsteig
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— Daniel Schmidt,  

 Bereichsleiter  

Öffentliche	Kunden	 

und	Wohnungs- 

wirtschaft bei der  

Thüringer Aufbaubank

Ob Corona, Zinswende oder der Um-

bruch auf den Energiemärkten – die 

vergangenen fünf Jahre waren ereignis-

reich. Dies spiegelte sich auch in den 

Antworten des jeweiligen Kommunal-

monitors wieder. Die Reaktionen auf 

diese Ereignisse und die Antworten auf 

„Dauerbrenner-Themen“ wie die aktuel-

le Gesamtfinanzsituation, der Bedarf an 

personellen Ressourcen oder auch die 

Hemmnisse für die Investitionstätigkeit 

generieren einen für alle Beteiligten 

wertvollen Datenbestand.

Herr Schmidt, welchen aktuellen 

Schwerpunkt sehen Sie im  

Thüringer	Kommunalmonitor?

Daniel Schmidt: Aktuelle Herausforde-

rung – aus meiner Sicht – ist das The-

ma „Fachkräfte“. Die Aufgaben werden 

umfangreicher und komplizierter. Inso-

fern braucht man einfache Lösungen, 

um die Projekte, die anzugehen sind, 

auch zu bewältigen. Man muss alle 

Partner an einen Tisch kriegen, um Be-

ratungs- und Unterstützungsangebote, 

aber auch finanzielle Möglichkeiten zu 

unterbreiten. So können die Kommu-

nen ihre Projekte dennoch umsetzen.

Zum vollständigen Interview mit Daniel 

Schmidt,	 Bereichsleiter	 Öffentliche	 Kun-

den und Wohnungswirtschaft, bitte den 

QR-Code scannen:
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Fünf Jahre Kommunalmonitor – eine 

Studie, die Ihre Bedarfe auf den Punkt 

bringt und ihren festen Platz in der 

politischen und öffentlichen Debatte 

gefunden hat. 

Ihre Angaben der letzten fünf Jahre 

zeigen sehr deutlich, wo die Heraus-

forderungen der Zukunft liegen. Einer-

seits gilt es, in Zeiten angespannter 

Haushaltslage den zuletzt dotierten 

Investitionsstau von 1,3 Milliarden 

Euro jährlich abzumildern und da-

mit vor allem die Daseinsvorsorge 

aufrechtzuhalten. Um dies zu ermög-

lichen, braucht es einerseits einen 

strategischen Ansatz zur Investitions-

planung und Prioritätensetzung. An-

dererseits sollte ein Fokus auf Wirt-

schaftlichkeitsuntersuchungen im 

Vorfeld der Investitionen liegen, um 

die sinnvollste und nachhaltigste Rea-

lisierungsvariante zu identifizieren. Zu 

guter Letzt braucht es eine zielgerich-

tete Förderung bzw. Finanzierung der 

Maßnahmen. Hierfür kann beispiels-

weise ein Kreditfonds oder auch Zins-

verbilligungsmittel  zur Minderung der 

Finanzierungskosten für die notwendi-

gen Eigenanteile einen Beitrag leisten.  

Wichtig hierbei ist, dass die Entbüro-

kratisierung in der Fördermittelverga-

be künftig forciert wird, um auch den 

größtmöglichen Nutzen zu erzielen. 

Die komplexer werdenden Aufgaben in 

Verbindung mit einem deutlich spür-

baren Fachkräftemangel erfordern 

innovative Lösungen. Es gilt, Kräfte 

zu bündeln und noch stärker zusam-

menzuarbeiten. Beispiele hierfür sind 

interkommunale Kooperationen zur 

Zentralisierung von Aufgaben und Per-

sonal. Bereiche, in den denen dies be-

reits erfolgreich genutzt wurde, sind:

▸ Energiemanagement,

▸ zentrale Vergabestellen,

▸ zentrale Fördermittelstellen oder

▸ der gemeinschaftliche Betrieb von  

 Bauhöfen oder Rechenzentren. 

Der sechste Thüringer Kommunalmo-

nitor ist bereits auf den Weg gebracht 

und ab diesem Jahr werden wir Ihnen 

neben der gewohnten Auswertung der 

Ergebnisse zusätzlich Best-Practice-

Lösungen für einzelne Schwerpunkt-

themen vorstellen. Wir freuen uns auf 

eine weiterhin rege Beteiligung und 

stehen Ihnen gern für Fragen, Anre-

gungen und Beratungen zur Verfügung. 

Ihre Thüringer Aufbaubank
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Bild: Thüringer Wald   

bei	Steinbach-Hallenberg
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Methode & Impessum

Methode

Primärforschung aproxima Gesellschaft für Markt- und Sozialforschung Weimar mbH

Auftraggeberin Thüringer Aufbaubank

Erhebungsmethode Online-Befragung

Auswahlverfahren Öffentliche Adressliste N = 207 Adressen von Gemeinden, Städten, Verwaltungsgemeinschaften  

 und Landkreisen des Freistaats Thüringen mit hauptamtlichen Verwaltungsspitzen

Stichprobe 2023 N = 138 Interviews ∙ Ausschöpfungsquote: 67 Prozent

Feldzeit April bis September 2023

Bearbeitet von Dr. Henry Kreikenbom, Dr. Yvonne Ludewig, Elisabeth Zettel 

Die Studie und repräsentative Hochrech-

nung wird im Auftrag der Thüringer Aufbau-

bank durch das Forschungsinstitut aproxima 

Gesellschaft für Markt- und Sozialforschung 

Weimar mbH durchgeführt.
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www.partner-regio.de

4. & 5. November 2024 – Erfurt

Fachkongress für  
die öffentliche Hand
Hochkarätige Vorträge und Panels:  
Umsetzung der kommunalen Energie- und Wärmewende

4

5

Exklusive Vorabendveranstaltung mit prominenten Gästen und Beiträgen aus
Politik und Wirtschaft u.a. mit Bundesministerin für Wohnen, Stadtentwicklung und  
Bauwesen Klara Geywitz und Burkhard Balz, Vorstand der Deutschen Bundesbank

Praxisbezogene Fachtagung:
•  Nachhaltige Infrastruktur – Herausforderung und Chance für die Öffentliche Hand
•  Künftige Ausrichtung der Förderung nachhaltiger Infrastruktur von EU, Bund und Ländern
•  Fachforen zum Thema Energie- und Wärmewende und die Auswirkungen für Kommunen sowie für  
 kommunale Unternehmen der Energieversorgung und Wohnungswirtschaft

Jetzt anmelden!
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www.aufbaubank.de/kommunalmonitor


